
Rechtsprechung
ORDENSGESTELLUNGVERTRÄGE SIND UCH ANN ALS WE  VERTRÄGE
BEURTEILEN, WENN EIN BESTIMMTIES OR  GLIED Z VERFÜGUNG

WIRD EIN LOHNSTEUERPFLIC  IGES ARBEITSVERHÄLTNIS WIRD
NEN SOLCHEN VERTRAG BEGRÜUNDET

Urteil der Kammer des Finanzgerichts Karlsruhe vVd 1962

Aktenzeichen 731/61

DES OLKES

In der Lohnsteuererstattungssache der Ordensprovinz hat au{l die Sprungberu-
fung der CG‚enannten den Ablehnungsbescheid des Finanzamts Heidelberg
VO ugust 1961 die

Kammer des Finanzgerichts Karlsruhe In der S1ItZUNg VO September 1962,
der teilgenommen en

Finanzgerichtspräsident Boeker als Vorsitzender,
Finanzgerichtsrat als ständiges itglied,
Heı1inz Fendel, Karlsruhe, als ehrenamtliches itglied,
Joseli artner, Karlsruhe, als ehrenamtliches Mitglied,
Walter Gartner, Karlsruhe, als ehrenamtliches Mitglied,

für eC erkannt
Der Ablehnungsbescheid VO August 19061 wird aufgehoben. Dem Berufungs-
führer sind 1 080,— ohnsteuer un! 108,— römisch-katholische Kirchen-

lohnsteuer erstattien.
Dıe Kosten des Verfahrens Tag das Land

Der Wert des Streitgegenstandes wird au{i 1 000,— festgestellt.

GRUNDE

Auf Grund einer zwischen der Heidelberger Akademie der Wissenschaifiten (Cu-
sanus-Kommission) un! dem Berufungsführer (Bf) Januar 1961 getroffenen
Vereinbarung stellt der BI den Ordensangehörigen ater Dr der Heidelberger
Akademie für die Edition der pera Oomnla des Nikolaus VO  - Kues 1ne

Vergutung 1mM Anschluß die altize der 1K@)  S I1L1 ZzU Verfügung. Die Heidelberger
Akademie hat VO  3 den Verguüutungen nach der iMr VO: Finanzamt (FA) egebenen
Auskunit ohnsteuer einbehalten un! IUr die e1t VO. Januar bıs unı 1961
aQus insgesamt 198,— die Lohnsteuer mi1ıt 1 080,— und die Kirchenlohn-
steuer mit 1 08,— die Finanzkasse des Finanzamitis abgeführt.
Das hat den ntrag auf Erstattung der ohnsteuer, den der B{ zugleich uch
1 Namen des Paters Dr gestellt a  e, mi1ıt der Begründung abgelehnt, daß nach

bisheriger Rechtsprechung Bezuge, die einen en für die Tätigkeıit e1INes Or-

densangehörigen außerhalb des Ordens gezahlt werden, steuerlich als Einkünite
des Ordensangehörigen anzusehen un dem Steuerabzug unterwerifen selen.

399



Hiergegen richtete sıch die Sprungberufung. S1e WITrd unter i1nweis auf das Urteil
des Bundesfinanzhofes (BFH) VO. IM Mai 1962 AVZ]| (Bundessteuerblatt

I1L1 310) 1m wesentliıchen amı begründet, daß eın Gestellungsvertragvorliege, wodurch weder e1N unmıttelbares noch e1nNn mittelbares Arbeitsverhälnis
ZUrT Akademie begründet worden sSel Deshalb sel keine Lohnsteuer abzuführen.
Das beantragte, die Berufung als unbegründet Zurückzuweisen. Es führt \WS,daß nach dem erwaäahnten BFH-Urtaeil die Lohnsteuerfreiheit zunachst NUuUr aut die

beschränkt sel, 1n denen e1nNn katholischer en den abzustellenden (Ordens-
angehörigen selbst bestimmen könne. Nach dem hier abgeschlossenen Vertrag sSel
dagegen e1n bestimmter Ordensangehöriger n  u Testgelegten Bedingungenabzustellen.
Der Bif hat mundliche Verhandlungen VO!IL der Kammer beantragt. Br wurde 1n
belehrt, daß das Finanzgericht den ntrag Urci Beschluß 1n der Sitzung Zurück-
welsen kann, WeNnNn die mundliche Verhandlung nıcı für erforderlich hält. Mit
Schreiben VO ugust 1962 wurde 1hm Gelegenheit ZUT abschließenden schrift-
lichen Stellungnahme gegeben.

Die erufung ist begründet.
Die Entscheidung hängt davon ab, ob zwıschen der Heidelberger-Akademie un!
dem Pater ID ein Arbeitsverhältnis bestand, ob 1Iso die Akademie als Arbeit-
geber un! ater DE als Arbeitnehmer zZzueinander 1n Rechtsbeziehungen getreten

un infolgedessen die VO.  a} der He1idelberger Akademie gezahlten Beträge
als Arbeitslohn des Paters 1mM Sinne des des Einkommensteuergesetzes ($
nıC
der Lohnsteuerdurchführungsverordnung) behandeln S1INd. Dies triift ]Jedoch

Unstreitig 1st, daß der maßgebende Vertrag Zwischen der Heidelberger Akademie
und dem Bf abgeschlossen worden IS{ und daß Pater Dr selbst keinen besonde-
LE  z} Arbeitsvertrag abgeschlossen hat. Insoweit decken sıch der dem Verfahren
zugrunde liegende Sachverhalt mıt dem VO BFH 1mM Urten VO IX Mai 1962
(a entschiedenen Fall Der BFH hatte 1n seiliner Entscheidung e1nNn Arbeitsver-
hältnis un damit die Lohnsteuerpflicht VOT em deshalb verneint, weil die VO  w}
den Steuerpflichtigen bürgerlich-rechtlich ernsthafit vereinbarte und durchgeführteRegelung ihrer beiderseitigen Beziehungen uch füur die einkommensteuerliche
eıle maßgebend bleibt. Grundsätzlich hat, WIEe der BFH weiter ausführt, die steuer-
rechtliche Beurteilung die VO  5 den Beteiligten ernsthaft gewollten un atsäch-
lıch geschaffenen bürgerlich-rechtlichen Formen anzuknüpfen, da dem bürgerlichen
echt 1m Interesse der Rechtssicherheit 1m Sinne der Vorausberechenbarkeit
der Folgen VO  = Rechtshandlungen 1ne maßgebende Ordnungsfunktion für die
gesamte Rechtsordnung einschließlich des Steuerrechts Zukommt.
Nach dem Wortlaut und dem 1nn der 8. Januar 1961 getroffenen Vereinbarungist der zwischen den Beteiligten geschlossene Vertrag als Arbeltergestellungsver-
Lrag (Werkvertrag) beurteilen. Der Bif ist danach verpilichtet, für die Bearbei-
LUNg der Dera omn1la des Nikolaus VO. Kues den hierfür geeigneten Ordensan-
gehörigen ater DE freizustellen. Die Heidelberger Akademie hat aIiur die
vereinbarte Vergütung den B{f zahlen. Der Bf hat demnach darin leg der
Unterschied ZU dem V BFH entschiedenen Fall einen bestimmten Ordensan-
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gehörigen ZA UT Verfügung tellen Dem kann jedoch nıck zugestimm: WEl -

den, WEl daraus Iolgert, daß die Lohnsteuerfifreiheıit 1U auftf die be-
SChran sel, 1ın denen eın katholischer en die abzustellenden Ordensangehöri-
JgenNn selbst bestimmen konne.
Die Benennung eines bestimmten Ordensmitglieds kann, W1e der Bi zutreffend dQUSs-

I, durch den Aufgabenbereic! sachlich notwendi1g se1n, hne daß dadurch die
Art des zwıschen den Vertragspartnern abgeschlossenen bürgerlich-rechtlichen V er-

Tags beruührt wIrd. Dem Bf kann nıcı widerlegt werden, daß atler Dr. nach
dem übereinstimmenden, aQdus dem ortilau der Vereinbarung sich ergebenden
Wiıllen der Vertragsschließenden n1ıCI In e1n Arbeitsverhaltnıs ZA 00 Heidelberger
ademıle treien sollte un wollte Daß für die Mitarbeit hinsichtlich Arbeitszeir
un Arbeitsmethode iıne gew1sse Einordnung des Ordensangehörigen erforderlich
wurde (vgl E1 des Vertrags]), iıst sachbedingt un re‘  ertigt Nn1CH die AM-

nahme, daß ater IDr Arbeitnehmer geworden ist Im übriıgen besagt der 1mM
eil 111 veröffentlichte e1tsatz NUuL, daß jedenfalls dann kein AÄArbeıtsver-

hältnis vorliegt, wenn der en die abzustellenden Mitglieder selbst bestimmen
kann. Daß ıne andere Rechtsansicht atlz greifen muß, WEeNNN, W1e 1 Streitfall,
e1n estimmter Ordensangehöriger abgestellt WITd, ist amı c gesagtl. Auf
diesen Fall einzugehen der BFE  l keinen nla Dıe Entscheidung des WaäarTr

deshalb aufzuheben.
Der ntrag des Bif auf mündlıche Verhandlung wurde urc einstimmi1gen Cerichts-
beschluß gemä 2# der Reichsabgabenordnung AOQU) zurückgewlesen. Eine muünd-
lıche Verhandlung VOILI der Kammer erschıen, abgesehen davon, daß dıe angefoch-
tene Ents  eidung aufgehoben wurde, den Umständen nach nicht erforderlich, da
1ne weitgehende Klärung des Sachverhalts SOWwWw1e NEUE rechtliche Gesichtspunkte
füur die Entscheidung nıcı erwarten
Die Kostenentscheidung beruht auf 309 der Wert des Streitgegenstandes
auf 320

Kirchliche Erlasse

NEUFASSUNG DER PR  EN FÜR MITGLIEDER DESR
MI  10  UN

Die Hl Poenitentlarie hat 1ne Neufassung der Privilegien herausgegeben.: Wir
mochten darauf hinweisen, daß die o  ma:  '9 Andachtsgegenstände SECL£NEN
(Weihe VO  5 Rosenkränzen, Kreuzen, Medaillen un: Verleihung der päpstlichen
Ablässe, insbesondere des Sterhbeablasses USW.), 1106 jene Prilester auf TUn
ilhrer Mitgliedschaft beim Priestermissionsbund en, Wwe bereits VOTLr dem

DPrCI 1933 itglie Wer EersT. nach dem P 1933 Mitglied ECWOL-
den 1st, besitzt diese mMa Z  — Ablaßverleihung auf Andachtsgegenstände
nıcht, sondern muß S1Ee eilgens Ol  S der HL Poenitentiarie erholen, die S1e fur
gewÖOhnlich auf die Dauer VO:  @} sieben Jahren gewährt. Es wIird ausdrücklich
bemerkt, daß Nnaturilı jeder Priester Andachtsgegenstände mıi1t den 1m Rituale
vorgesehenen Weihen versehen kann. Einer besonderen Ma ber be-
darf © daß mit dem G(ebrauch solcher Andachtsgegenstände päpstliche Ab-
1Aasse werden können (Kirchl mtftsbhl. der 10Zzese 1962 18)
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